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Ministerium für Land- und Ernährungswirtschaft,
Umwelt und Verbraucherschutz
des Landes Brandenburg
Referat 13
Postfach 60 11 50

14411 Potsdam
	
	

	
	
	
	Eingangsstempel

	
	
	

	
	
	Aktenzeichen:

	Bitte nur zutreffende Felder |X| ausfüllen oder ankreuzen
	

	
	

	[bookmark: _Toc157497194]1	Antragsteller:in
1.1 Stammdaten (Allgemeine Angaben)

	
	
	
	

	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Name/ Vorname; Bezeichnung der/ des Antragstellenden
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	
	

	
	
	
	
	

	noch Unternehmensbezeichnung
	
	ggf. Geburtsdatum oder Gründungsdatum
	

	
	
	
	
	

	ggf. Geburtsname (nur bei natürlichen Personen)
	
	ggf. Geburtsort oder Gründungsort
	

	
	
	

	Name der vertretungsberechtigten Personen bei juristischen Personen (z.B. Vereine, GmbH)
(Vollmacht ist beizufügen; sie soll nicht älter als 3 Monate sein)
	

	[bookmark: _Toc157497195]1.2	Anschriften des Antragstellenden
	
	
	

	
	Postanschrift
	
	Unternehmenssitz (falls abweichend)
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Straße und Hausnummer (kein Postfach zulässig)
	
	Straße und Hausnummer 
	

	
	
	
	
	 
	
	
	
	
	 
	
	

	
	Postleitzahl
	Ort
	
	Postleitzahl
	Ort
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Ortsteil
	
	Ortsteil
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	Telefon Nr. (mit Vorwahl)
	
	ggf. Mobil-Telefon Nr.
	
	Fax Nr. (mit Vorwahl)
	

	
	
	

	ggf. E-Mail-Adresse


	
	
	

	[bookmark: _Toc157497196]1.3	Bankverbindung

	
	
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Land
	Prüfziffer
	Bankleitzahl
	Kontonummer
	weitere Zeichen für Bankverbindungen außerhalb Deutschlands
	

	
	
	
	

	BIC (Bank Identifier Code)
	
	Name der Bank

	
	

	Name des/der Kontoinhaber/s/in

	
1.4	Angaben zur Rechts- und Betriebsform



	

	Es ist genau eine Rechtsform und eine Betriebsform auszuwählen.  
	

	Rechtsform
	Betriebsform
	

	01.
	Einzelunternehmen im Haupterwerb Landwirtschaft
	
	01.
	Marktfruchtunternehmen (pflanzlich)
	

	02.
	Einzelunternehmen im Nebenerwerb Landwirtschaft
	
	02.
	Futterbauunternehmen
	

	03.
	Gesellschaft bürgerlichen Rechts
	
	03.
	Veredlungsunternehmen (Tiere)
	

	04.
	Kommanditgesellschaft
	
	04.
	Dauerkulturunternehmen
	

	05.
	Offene Handelsgesellschaft
	
	05.
	Gemischtunternehmen (pflanzlich/tierisch)
	

	06.
	Eingetragene Genossenschaft
	
	06.
	Gemüsebauunternehmen
	

	07.
	Gesellschaft  mit beschränkter Haftung
	
	07.
	Zierpflanzenunternehmen
	

	08.
	GmbH & Co. KG
	
	08.
	Baumschule
	

	09.
	Aktiengesellschaft
	
	09.
	Gartenbauliches Gemischtunternehmen
	

	10.
	Körperschaft des öffentlichen Rechts
	
	10.
	Forstwirtschaftliches Unternehmen
	

	11.
	Sonstige juristische Personen
	
	11.
	Land-/Forstwirtschaftliches Lohnunternehmen
	

	12.
	Kirchen/religiöse Einrichtung
	
	12.
	Schäfer/in
	

	13.
	Sonstige natürliche Person
	
	13.
	Weinbaubetrieb
	

	14.
	Öffentlich-rechtliche Stiftung
	
	14.
	Geflügelhaltungsbetrieb
	

	15.
	natürliche Privatperson ohne landwirtschaftlichen Erwerb
	
	15.
	Fischerei


	

	16.
	Eingetragener Verein
	
	16.
	Andere Landbewirtschafter
	

	17.
	Nichtrechtsfähiger Verein
	
	17.
	Sonstige
	

	18.
	Privatrechtliche Stiftung
	
	18.
	Ökologische Bewirtschaftung
	

	19.
	Anstalt des öffentlichen Rechts
	
	
	
	

	20.
	Kirchen des öffentlichen Rechts
	
	
	
	

	21.
	Eheleute
	
	
	
	

	22.
	Eheähnliche Gemeinschaft
	
	
	
	

	23.
	Unternehmensgesellschaft (haftungsbeschränkt)
	
	
	
	

	24.
	UG (haftungsbeschränkt) & Co. KG
	
	
	



	1.5	Auskunft wird erteilt durch: [z. B. Bevollmächtigte(r) und Insolvenzverwalter/in]
	

	Achtung:	Eine Eintragung an dieser Stelle bewirkt, dass jeglicher Schriftverkehr zu Ihren
Anträgen ausschließlich über diesen Vertretungsbefugten geführt wird. (Vollmacht ist beizufügen)
	

	
	

	
	
	

	Name, Vorname; ggf. Unternehmensbezeichnung
	

	
	
	

	ggf. weitere Vertretungsbefugte
	

	
	Postanschrift
	
	Kommunikationsverbindungen
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Straße und Hausnummer (kein Postfach zulässig)
	
	Telefon (mit Vorwahl) 
	
	Fax (mit Vorwahl)
	

	
	
	
	
	 
	
	
	
	
	

	
	Postleitzahl
	Ort
	
	ggf. Mobil-Telefon
	

	
	
	
	
	
	
	
	

	
	Ortsteil
	
	ggf. E-Mail-Adresse
	





	1.6 Antrag auf vorzeitigen Vorhabenbeginn (nur ausfüllen, wenn dieser beantragt werden soll)

	|_|
	
Ich/Wir erkläre(n), dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen wurde und vor Bekanntgabe des Bewilligungsbescheides ohne vorherige Zustimmung der Bewilligungsbehörde nicht begonnen wird.
Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- Leistungsvertrages zu werten.


	Hinweis: Eine Ausnahme vom vorzeitigen Vorhabenbeginn kann formlos bei der zuständigen Bewilligungsbehörde beantragt werden.

	|_|
	
Hiermit beantrage(n) ich/wir den vorzeitigen Vorhabenbeginn für die Maßnahme.


	Begründung für Antrag vorzeitigen Vorhabenbeginn:



2. Vorhaben
2.1 Bezeichnung und Beschreibung des Vorhabens
	
	
	

2.2 Standort des Vorhabens
	
PLZ/Gemeinde/Ortsteil
	
Gemarkung/Flur/Flurstück

2.3 Zeitliche Durchführung des Vorhabens

	Beginn
	Tag
	Monat
	Jahr
		Beendigung
	Tag
	Monat
	Jahr
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3. Begründung der Notwendigkeit 

3.1 des Vorhabens
(Ziel, Zusammenhang mit anderen Vorhaben bzw. mit Vorhaben desselben Aufgabenbereiches in vorhergehenden oder folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten, Nutzen)
	
	
	
	

3.2 der Förderung und Finanzierung
(Förderhöhe, Landesinteresse am Vorhaben, alternative Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten)
	
	
	

3.3 Finanzwirtschaftliche Auswirkungen
(Tragbarkeit der Folgekosten für den Antragsteller (ob und wie gesichert, wer Folgekosten trägt), Finanzlage des Antragstellers, Angabe des vorgesehenen Vergabeverfahrens)
	
	
	
	
	
	
	
	

4. Ergänzende Unterlagen (verpflichtend) 
	Nachweis kalkulierter Projektausgaben (u.a. Kostenschätzung, Angebote, 
Internetrecherche)
	Nachweis über die Sicherung des Eigenanteils, z. B. durch Bestätigung der Hausbank zur
Bonität des Antragstellers
· Satzung bzw. Statut
	aktueller Registerauszug (Handelsregister, Vereinsregister)
	Kosten- und Finanzierungsplan
	Vordruck Auftraggebereigenschaft
wenn zutreffend:
	Namen und Adressen aller Gesellschafter bei Personengesellschaften (z. B. GbR) bzw. 
Namen
	bei gemeinnützigen Antragstellern die aktuelle Bestätigung des Finanzamtes zur
 	Anerkennung der Gemeinnützigkeit
	Adressen der Mitglieder von Erbengemeinschaften
	Eigentumsnachweis (Katasterauszug) bzw. Nachweis des uneingeschränkten Verfügungsrechts
	Vollmacht, sofern die Beantragung durch den/die Vertretungsberechtigten erfolgt
	Notwendige Genehmigungen (z.B. Baugenehmigung, Gestattungsverträge, Denkmalpflege, Natur- und Umweltschutz) und/oder Gutachten
· Kostenaufstellung nach DIN 276
· Auszug aus der Flurkarte
· …



5. Allgemeines
Bitte teilen Sie nach Antragseinreichung jede Abweichung von den Antragsangaben sowie jede andere zuwendungsrelevante Änderung der Rechts- oder Betriebsform und Betriebsverhältnisse (insbesondere bei Betriebsübergabe/-übernahme oder Änderung von Gesellschaftsverhältnissen) sofort schriftlich der zuständigen Bewilligungsbehörde mit.
Das MLEUV weist darauf hin, dass Zuwendungen nach § 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) nur solchen Empfängern bewilligt werden dürfen, bei denen eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesichert erscheint und die in der Lage sind, die Verwendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen. Die Bewilligungsbehörde darf im Rahmen ihres Ermessens daher eine Förderung verweigern, wenn gegen den Antragsteller ein Verfahren nach der Insolvenzordnung beantragt oder eröffnet wird. Bewilligungsbescheide, die bereits erlassen sind, aber noch nicht zur Auszahlung gebracht werden, sind in diesen Fällen zu widerrufen (siehe ANBest zu § 44 LHO).

5.1 Allgemeine Erklärungen des Antragstellers
Diese Erklärungen gelten für den gestellten Antrag und die beigefügten Anlagen. 
Mir/Uns ist bekannt, dass alle Angaben in diesem Antrag und in den mit diesem Antrag eingereichten Unterlagen subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz) und § 1 des Brandenburgischen Subventionsgesetzes sind.
Mir/Uns ist bekannt, dass
· ich/wir nach § 3 Absatz 1 Subventionsgesetz verpflichtet bin/sind, auch in Fällen höherer Gewalt und außergewöhnlicher Umstände der zuständigen Bewilligungsbehörde unverzüglich alle Tatsachen schriftlich mitzuteilen, die Auswirkungen auf die Zuwendung, die Bewilligung, die Gewährung, die Weitergewährung, die Inanspruchnahme oder das Belassen der Zuwendung haben oder ihr entgegenstehen oder für die Rückforderung der Leistungen erheblich sind,
· jede Landesstelle verpflichtet ist, Tatsachen, die den Verdacht eines Subventionsbetruges begründen, den Strafverfolgungsbehörden, und Tatsachen, die auf eine Steuerstraftat schließen lassen, den Finanzbehörden mitzuteilen,
· ich/wir im Falle höherer Gewalt und außergewöhnlicher Umstände innerhalb von fünfzehn Arbeitstagen ab dem Zeitpunkt, ab dem ich/wir hierzu in der Lage bin/sind, dies der zuständigen Bewilligungsbehörde schriftlich melden und entsprechende Nachweise vorlegen muss/müssen.
· mir/uns keine Zahlungen zustehen, wenn ich/wir die für den Erhalt solcher Zahlungen erforderlichen Voraussetzungen künstlich geschaffen habe/haben, um einen den Zielen der betreffenden Förderregelung zuwiderlaufenden Vorteil zu erwirken 
· der Antrag im Falle fehlender oder nicht fristgemäß nachgereichter Unterlagen abgelehnt werden kann, 
· von der zuständigen Bewilligungsbehörde alle Unterlagen, die zur Beurteilung der Antragsberechtigung, der Antragsvoraussetzungen sowie zur Bewilligung der Zuwendung erforderlich sind, auch rückwirkend angefordert werden können,
Mir/Uns ist auch bekannt, dass
· die zuständige Bewilligungsbehörde entsprechend den Beihilfevorschriften Auflagen auch nachträglich erteilen kann,
· den Prüforganen des Bundes und der Länder im Rahmen ihrer Befugnisse das Betreten der Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräume sowie das Betreten und Befahren der Betriebsflächen zu gestatten ist. Darüber hinaus sind den genannten Behörden und Institutionen auf Verlangen die in Betracht kommenden Bücher, Aufzeichnungen, Belege, Schriftstücke, Datenträger, Karten und sonstige Unterlagen zur Einsicht zur Verfügung zu stellen, Auskunft zu erteilen und die erforderliche Unterstützung zu gewähren. Bei automatisiert geführten Aufzeichnungen bin ich/sind wir verpflichtet, auf meine/unsere Kosten die erforderlichen Ausdrucke zu erstellen, soweit die zuständigen Stellen dies verlangen. Mir ist bekannt, dass Verstöße gegen diese Duldungs- und Mitwirkungspflichten als Verweigerung der Kontrolle gewertet werden können, was zur Nichtgewährung der Förderung führt,
· die Ansprüche aus dieser Antragstellung erlöschen, wenn ich/wir einem nach den rechtlichen Vorgaben berechtigten Prüforgan die Prüfung verweigere/verweigern.
Ich/Wir erkläre(n), dass
· eine Umwandlung bzw. Gründung meines/unseres Betriebes nicht der missbräuchlichen Umgehung der Bestimmungen über Begrenzungen von Beihilfezahlungen im Sinne des Subventionsgesetzes dient,
· über meinen/unseren Betrieb zum Zeitpunkt der Antragstellung weder ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde (§ 80 der Insolvenzordnung) noch vom Insolvenzgericht Sicherungsmaßnahmen nach den §§ 21 ff. der Insolvenzordnung angeordnet wurden. Mir/Uns ist bekannt, dass andernfalls meine/unsere Unterschrift unwirksam ist und nur der Insolvenzverwalter unterschriftsbefugt ist,
· mein/unser Betrieb sich weder nach § 41 Satz 1 noch nach § 69 Abs. 3 Satz 1 des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Juli 1991 (BGBl. I S. 1418) in Auflösung befindet.
Mir/Uns ist bekannt, dass
· im Falle der Eröffnung eines Gesamtvollstreckungs- oder Insolvenzverfahrens umgehend die zuständige Bewilligungsbehörde über diesen Sachstand zu informieren ist.
· Ich/Wir erkläre(n), dass mit dem Vorhaben noch nicht begonnen wurde und vor Bekanntgabe des Bewilligungsbescheides ohne vorherige Zustimmung der Bewilligungsbehörde nicht begonnen wird; als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten.
· Ich/Wir habe(n) die geltende Förderrichtlinie mit den entsprechenden Bedingungen zur Durchführung des geförderten Vorhabens und die sich daraus ergebenden Verpflichtungen zur Kenntnis genommen und erkenne/n diese an.
· Ich/Wir habe(n) von den Voraussetzungen für die Gewährung der betreffenden Beihilfen und Zuwendungen Kenntnis genommen. Mir/Uns ist bekannt, dass die Rechtsgrundlagen und Merkblätter bei der zuständigen Behörde eingesehen werden können.
· Ich bin / Wir sind in der Lage, mögliche Folgelasten auch ohne weitere Förderung selbst zu tragen.
· Ich versichere, dass in den letzten 5 Jahren gegen mich (Antragsteller bzw. Vertretungsberechtigter nach Satzung oder Gesetz) keine Geldbuße von wenigstens 2.500 Euro nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch rechtskräftig verhängt wurde oder ich (Antragsteller bzw. nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter) nicht nach den §§ 10, 10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt wurde.
5.2 Rechte Dritter an Fördervorhaben aus diesem Antrag (Abtretung oder Verpfändung von Ansprüchen)
Alle Förderungen aufgrund dieses Antrages sind Zuwendungen nach § 44 LHO, welche nach den ANBest des Landes Brandenburg in Verbindung mit § 400 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) weder abgetreten noch verpfändet werden dürfen. Abtretungen oder Verpfändungen von Ansprüchen aus diesen Vorhaben dürfen daher von den Bewilligungsbehörden nicht beachtet werden.
5.3 Angaben zur Vorsteuerabzugsberechtigung und Mitfinanzierung
Ich bin / Wir sind im Rahmen dieses Vorhabens zum Vorsteuerabzug
 nicht berechtigt (Nachweispflicht durch den Antragsteller – siehe beizufügende Anlagen),
 berechtigt und habe/haben dies bei der Berechnung der Gesamtkosten berücksichtigt (Preiseohne Umsatzsteuer).
 Ich/Wir habe(n) für den gleichen Zweck (für dieses Vorhaben/Objekt) über die im Finanzierungsplan gemachten Angaben keine weiteren öffentlichen Fördermittel erhalten bzw. beantragt



6. Unterschriften
Ich bin/Wir sind damit einverstanden, dass das Land Brandenburg bei positiv erfolgter Bewilligung oder Durchführung/Abschluss des Vorhabens über mein/unser Vorhaben bei Bedarf im Rahmen von Veröffentlichungen oder Presseerklärungen die Öffentlichkeit informiert.

__________________________________________________________________________________________
Datum	
Vor- und Nachname		
Unterschrift (Zeichnungsbefugnis muss vorliegen)
Ich/Wir bestätige(n), dass die von mir/uns in diesem Antrag und Anlagen gemachten Angaben richtig und vollständig sind.
Mit meiner/unserer Unterschrift erkläre(n) ich/wir des Weiteren mein/unser Einverständnis zum Abschnitt Nr. 7.1 bis 7.3.
Mit der Antragseinreichung und Ihrer Unterschrift erklären Sie, dass Sie das Datenschutzinformationsblatt im Rahmen der Förderung zur Kenntnis genommen haben. Sie werden darauf hingewiesen, dass
· eine Auskunftspflicht nicht besteht, Ihre Angaben jedoch Voraussetzung für die Gewährung der von Ihnen beantragten Beihilfen und Förderprogrammen sind,
· Sie berechtigt sind, jederzeit mit Wirkung für die Zukunft der weiteren Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu widersprechen, dann jedoch die beantragte Förderung nicht erfolgen kann,
· die Angabe der Telefon- sowie ggf. der Faxnummer und E-Mail-Adresse freigestellt ist und lediglich der zuständigen Landesstelle zur Vereinfachung etwaiger Rückfragen dient.

……………………………….............
Ort, Datum


……………………………………….
Unterschrift


	
	13 von 13



image1.emf

